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             Wenn die Wähler weniger werden

Überlegungen zum Problem der sinkenden Wahlbeteiligung

Dr. Werner T. Bauer (Wien 2004)

In Ländern mit traditionell sehr hoher Wahlbeteiligung, wie etwa in Österreich oder Deutschland, wurde die sinkende Partizipationsbereitschaft lange Zeit als „demokratischer Normalisierungsprozess“ schöngeredet, wobei in diesem Zusammenhang auch gerne auf funktionierende  „Musterdemokratien“ mit wesentlich geringerer Wahlbeteiligung verwiesen wird (z.B. CH
 oder die USA). Die Zahl der NichtwählerInnen nimmt kontinuierlich zu und zwar sowohl in den Ländern mit langer demokratischer Tradition, als auch in den Staaten, wo die BürgerInnen keine demokratische Mitbestimmungsmöglichkeiten besassen.

Welche Zahlen und welche Fakten?

Nach einem Anstieg der Wahlbeteiligung in den Fünfzigerjahren und einer stabilen Plateauphase zwischen den Sechziger- und den Achtzigerjahren habe es in den Neunzigern einen leichten Rückgang der Wahlbeteiligung in den postindustriellen Gesellschaften gegeben. Hinweis auf eine langfristige Erosion der Wahlbeteiligung sei dies zwar keiner- allerdings, falls sich dieser Trend fortsetze, werde es in Zukunft möglicherweise zu dramatischen Änderungen kommen. Gegenwärtig jedoch liege die Wahlbeteiligung immer noch signifikant höher als in den meisten Schwellen- oder Entwicklungsländern. 

Ganz anders sieht der Politologe Alain Garigou (2002) die Situation und verweist dabei auf einige internationale Beispiele: 

· Bei den letzten Parlamentswahlen in Grossbritannien im Juni 2001 haben mehr als 40% der Stimmberechtigten kein Votum abgeben, die Wahlbeteiligung war die niedrigste seit 1918;

· In Österreich sinkt die Beteiligung bei Nationalratswahlen seit 1949 um etwas 2%.  

Soziale Faktoren

Schon seit Einführung des allgemeinen Wahlrechts zeigt sich, dass Personen mit geringerer Bildung und geringerem Einkommen tendenziell weniger häufig wählen gehen. 

Auch eine in Hamburg durchgeführte Studie kam zu dem Ergebnis, dass jene Stadtteile, in denen es vergleichsweise wenige SozialhilfeempfängerInnen, eine niedrige Arbeitslosigkeit, viele Wahlberechtigte mit höheren Schulabschlüssen und überdurchschnittlichen Einkommen gibt, bei der Bundestagswahl 1998 eine signifikante höhere Wahlbeteiligung gezeigt haben. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Wahlbeteiligung mit Bildung, Berufsstatus und Einkommen steigt. Ausserdem wächst die Bereitschaft zu wählen, mit steigendem Alter, nimmt aber nach 60 langsam wieder ab. Frauen gehen traditionell und tendenziell immer noch in etwas geringerem Masse zur Wahl als Männer. Mittlerweile nimmt die Beteiligung in nahezu allen Ländern ab, obwohl fast überall Bildung und Wohlstand deutlich gestiegen sind. Zunehmend verzichten erstaunlicherweise vor allem die erfolgreichen darauf, sich an der gesellschaftlichen und politischen Meinungsbildung zu beteiligen. Gerade die sogenannten Doppelverdienerhaushalte fühlen sich immer weniger für die öffentliche Belange verantwortlich und zuständig. 

„Problemfall“ Jugend

Unterschiede in der Wahlbeteiligung nach Alter gibt es praktisch überall und es gab sie immer schon. Die Wahlbeteiligung Jugendlicher war stets geringer als die durchschnittliche Teilnahme. Es gibt eine relativ hohe Erstwahlbeteiligung, dann ein relativ grosses Desinteresse, und mit zunehmenden Alter eine verstärkte politische Involvierung und damit auch eine höhere Rate der Wahlbeteiligung. Ältere Wahlberechtigte beteiligen sich relativ häufiger an der Wahl als Jüngere. So erreichte die Wahlbeteiligung ihren höchsten Wert bei den  60- bis unter 70-Järigen (83,9%) und bei den 50- bis unter 60-Jährigen (82,7%). Bei den jüngeren Personen konnte hingegen ein spürbar niedrigeres Wahlinteresse festgestellt werden. Eine besonders ausgeprägte Wahlmüdigkeit zeigt sich in den Altersgruppen der 21- bis unter 25-Jähtigen. 

Differenziert man die Jugendlichen nach ihren Einstellungen zu Politik, Demokratie und Gesellschaft, so lassen sich vier Grundtypen unterscheiden:

· die mitwirkungsbezogenen Jugendlichen (22%);

· die politikkritischen Jugendlichen (24%);

· die politisch desinteressierten Jugendlichen (31%);

· weitere 23 % der Jugendlichen können schliesslich als ordnungsorientiert bezeichnet werden.  

Institutionelle und politische Faktoren

Zweifellos spielen auch institutionelle Regeln eine gewisse Rolle bei der Höhe der Wahlbeteiligung. Zu nennen wäre hier der Wahlrechtstyp: je niedriger die Repräsentations-schwelle (z.B. in Form von Sperrklauseln) für kleinere Parteien ist, desto höher ist auch die Wahlbeteiligung. Studien zeigen, dass die hohe Repräsentationshürden die Wahlbereitschaft signifikant verringern, und zwar v.a. bei Personen mit hoher Partizipationsbereitschaft. 

Ein weiterer Faktor zur Erhöhung der Wahlbeteiligung ist die Wahlpflicht, wie sie in einigen europäischen Staaten immer noch besteht bzw. bis vor wenigen Jahren bestand. Wahlpflicht erhöht die Beteiligung signifikant, v.a. bei Personen mit geringer Partizipationsbereitschaft. Grosse Hoffnungen wurden auf das „e-Voting“, also auf die Möglichkeit der elektronischen Stimmabgabe gesetzt. Als e-Voting-Methoden wurden Stimmabgaben per Internet, per Telefon, Rückkanal-TV und per SMS erprobt. 

Die „Partei der Nichtwähler“

Lange Zeit war die „Partei der Nichtwähler“ so etwas wie eine terra incognita der Wahlforschung („Stimmenthaltung bei politischen Wahlen in der Bundesrepublik Deutschland“).

Heutzutage unterscheidet die Politologie grob zwischen drei Gruppen von NichtwählerInen:

· Technische („unechte“ und unfreiwillige) NichtwählerInnen: Bin persönlich verhindert durch Krankheit, Reise, Arbeit etc., (3-5%) 

· Konjunkturelle NichwählerInnen: Einer ist wie der andere. 

· Habitualisierte (Langzeit-, Dauer- oder grundsätzliche) NichtwählerInnen: Es ändert sich sowieso nix., (bis zu 10%) 

Nach Thomas Kleinhenz (1995, zit. vgl. in Bauer 2004, S.18f.) ergeben sich sieben Nicht-wählertypen mit folgenden Merkmalen:

· Der junge Individualist: junge Singles, nicht selten Studenten, ihr Vertrauen in die Politik ist sehr gering, (um 20%);

· Der aktive Postmaterialist: ist relativ jung und verfügt über ein hohes Bildungsniveau, Arbeit und Karriere sind ihm wichtig, die Wahlenthaltung ist „bewusst“;

· Der gehobene Jungkonservative: geringes „staatbürgerl. Pflichtbewusstsein“, ( 9%);

· Der saturierte Mittelschichtler: Integriert und zufrieden, sein Wahlverzicht ist eher von kurzfristigen Motiven geleitet, (10-15%);

· Der desinteressiert Passive: ein klassischer Nichtwählertyp, (zw. 20-30%);

· Der enttäuschte Arbeiter: mit politischen Verhältnissen und Akteuren sehr unzufrieden und fühlt sich oft alleine gelassen, (konstant bei etwa 10%);

· Der isolierte Randständige: Bildungsgrad niedrig, geringes Einkommen, die meisten Dauer-NichtwählerInnen gehören dieser Gruppe an (zw. 15-20%).

Parallel dazu brachte die Motivforschung neue Erkenntnisse. In einer Studie über NichtwählerInnen (1990) wurden insgesamt sieben Motivkreise ermittelt:

· Fundamentalopposition 
· Aggressive Apathie gegen die da oben

· Protest aus aktuellem Anlass: NichtwählerInnen dieser Gruppe möchten den Parteien und/oder PolitikerInnen eine Lektion erteilen

· Sinnkrise
· Neues weibliches Selbstbewusstsein
· Radikaler Individualismus (Kosten-Nutzen-Kalkül)
Der Anteil der NichtwählerInnen, die sich selbst als eher und als sehr unzufrieden mit dem politischen System bezeichnen, liegt bei bereits 65%. Von der Sozialstruktur her gehören diese unzufriedenen NichtwählerInnen tendenziell eher den unteren Einkommens- und Bildungsschichten an. Die rückläufige Wahlbeteiligung ist durchaus doppelgesichtig. Einerseits gibt es die Verweigerer, andererseits aber auch diejenigen, die mehr Demokratie und Mitbestimmungsmöglichkeiten einfordern. Es lässt sich bei den NichtwählerInnen eine eindeutige „Tendenz zur Mitte“ feststellen. 

Ist unsere Parteidemokratie reformierbar?

Die Forderung nach mehr direkter Bürgerbeteiligung muss natürlich auch für die Parteien selbst gelten. Eine Reform der politischen Parteien müsste folgende Punkte beinhalten:

· Stärkere Mitwirkungsrechte und neue Partizipationsformen für Parteimitglieder,

· Grössere Transparenz bei Entscheidungen,

· SpitzenfunktionärInnen sollten verstärkt durch die Basis bestimmt werden,

· Neue Dialogformen,

· Internationalisierung der Parteien,...

Die Einführung zusätzlicher Mitbestimmungsreglemente werde daran nichts ändern, weil die grosse Mehrzahl der NichtwählerInnen politisch überaus passiv ist, und grosse Teile der Bevölkerung bestenfalls noch bei sogenannten Entscheidungswahlen zu mobilisieren sind. Eine Rückkehr zu einem höheren Wahlpflichtbewusstsein sei schwierig und möglicherweise nur über politische Bildung und mit Hilfe der Medien zu erreichen. 
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